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1. Der Beschluß des Bundestages ist Gegenstand eingehender Be- 
sprechungen mit beteiligten Bundesressorts und Verbänden der 
Wirtschaft, des Handels und des Handwerks gewesen. Die Betei- 
ligten waren der Auffassung, daß sich einerseits zwar durch 
Uberhandnehmen der Schwarzarbeit schädliche wirtschaftliche und 
soziale Auswirkungen ergeben können, daß andererseits aber der 
Umfang dieser Schäden der Gefahr einer Ubei Schätzung unterliegt. 
Schwarzarbeit kann zu erhöhter Arbeitslosigkeit in manchen Berufs- 
zwxigen beitragen, durch Lohn- und Preisunterbietungen gewerb- 
liche, Insbesondere handwerkliche Betriebe gefährden, zur Schädi- 
gung des Auftraggebers durch minderw^ertige Leistungen und zur 
unsachgemäßen Verwendung von knappen Rohmaterialien führen. 
Darüber hinaus führt die Sch. warzar beit zur Beeinträchtigung des 
Steueraufkommens und des Beitragsaufkommens der Sozial- und 
Arbeitslosenversicherung, ganz abgesehen von der Untergrabung 
der Steuer- und Arbeitsmoral. Die bei der Schwarzarbeit Betei- 
ligten entbehren fast immer des gesetzlich vorgeschiiebenen Ver- 
sicherungsschutzes. Schließlich würd audi der organische Wieder- 
aufbau empfindlich gestört. 

2. Die Versuche, den Begriff der Schwarzarbeit zu umgrenzen, haben 
gezeigt, daß eine eindeutige und für die Verwaltungspraxis, ins- 
besondere die Strafverfolgung, brauchbare Fesdegung des Begriffs, 
der alle Merkmale der verschiedenen Arten von Schwarzarbeit 
gemeinsam erfaßt, nicht gefunden werden kann. Vielfach bedingen 
erst Regelmäßigkeit, Häufigkeit und Umfang der Arbeiten sowie 
Art und Höhe des Entgelts die Merkmale der Schwarzarbeit; ganz 
abgesehen von den Schwierigkeiten der Abgrenzung gegenüber 
zulässigen und teils sogar von der Allgemeinheit erwünschten 
Arbeiten in Form der nur gelegentlichen oder ohne Gewinnab- 
sicht durchgeführten Arbeiten, der Verwandtschafts-, Nachbar- 
schafts-, Gemeinschafts- oder Selbsthilfe oder der caritativen 
Tätigkeit und andere. 
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Die Schwarzarbeit im engeren Sinne beschränkt sich daher auf 

a) Tätigkeit gewerblicher, insbesondere handwerklicher Art unter 
Umgehung von Vorschriften über die Gewerbeausübung und auf 

b) Tätigkeiten unter Verstoß gegen die Steuei gesetze und die 
Gesetze der Arbeitslosen- und Sozialversicherung und der 
Fürsorge. 

Es erscheint im Interesse der Begriffsabgrenzung und -klarheit 
nicht angebracht, darüber hinaus auch das sogenannte „Doppel- 
verdienertum” und die Mehrarbeit, die unter Verstoß gegen die 
Vorsdiriften der Arbeitszeitordnung ausgeübt wird, in den Begriff 
der Schwarzarbeit einzubeziehen, zumal diese Erscheinungsformen 
des Arbeitslebens auch nur vereinzelt als Schwarzarbeit bezeichnet 
werden. 

3. Die Überprüfungen, ob !dle zur Zeit bestehenden gesetzlichen 
Vorschriften im Interesse der Unterbindung der Schwarzarbeit 
der Abänderung, Ergänzung oder vollständigen Neugestaltung 
bedürfen, haben zu dem Ergebnis geführt, daß viele Rechtsvor- 
schriften in Tatbestand und Rechtsfolgen für eine Bekämpfung 
der Schwarzarbeit ausreichen, wenn sie ernsthaft an gewendet werden. 

Der als Anlage beigefügte Gesetzesspiegel vermittelt eine Über- 
sicht, welche wichtigsten zu beachtenden Bestimmungen im einzelnen 
in Betracht kommen und weist auch gleichzeitig die entsprechen- 
den Strafbestimmungen aus. 

Zur Erläuterung darf darauf hingewiesen werden, daß die im 
Gesetzesspiegel unter a genannte 3. Handwerks Verordnung nur 
noch in den Ländern der britischen und französischen Zone Redits- 
geltung hat, dagegen in der amerikanisdien Zone als Beschränkung 
der allgemeinen Gewerbefreiheit durch Besatzungsrecht außer 
Kraft gesetzt ist. Im ganzen Bundesgebiet gelten jedoch die Vor- 
schriften der Gewerbeordnung, wonach die nicht angezeigte 
Aufnahme einer nach § 14 GewO anmeldepflichtigen Tätigkeit 
nach § 148 Absatz 1 Ziffer 3 GewO strafbar ist. Ferner bieten 
die sich im Rahmen des Artikels 12 GG haltenden Strafbestim- 
mungen der gewerberechtlidien Zulassungsgesetze die Möglichkeit 
eines strafrechtlichen Einschreitens. 

Es ist erwogen worden, ob die bei Verletzung der Anmeldepflicht 
des § 14 GewO angedrohte Strafe bis zu 150. — DM Geldstrafe 
oder Haft bis zu 4 Wochen als ausreichend angesehen werden 
kann. Nach Meinung der beteiligten Verbände würde eine Erhö- 
hung dieser Strafvorschriften wesentlich zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit beitragen, da durch sie die illegale selbständige 
Tätigkeit bereits von ihrem Beginn an erfaßt wird. Da dieser 
Verstoß gegen das Gewerberecht bei Abwägung seines Unrechts- 
gehalts jedoch überwiegend als Ordnungsunrecht in Erscheinung tritt 
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und sich damit wesensmäßig von dem ethisch verwerfbaren Un- 
reell t einer Kriminaltat unterscheidet, wnrd davon abgesehen, 
eine Verschärlung der angedrohten Strafe vorzuschlagen. Es ist 
jedoch in Aussicht genommen, nach Verabschiedung des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten zu überprüfen, ob nicht die Nicht- 
anmcldung eines Gewerbes als Ordnungswidrigkeit durch eine 
GeldbuiJe in der höchstzulässigen Höhe geahndet werden soll. 
Das würde darüber hinaus den Vorteil haben, daß in Anbetracht 
der Möglichkeit zur Verhängung von Geldbußen durch die Ver- 
waltungsbehörden eine sehr viel schnellere und daher wirksamere 
Ahndung erlolgen kann als bei Durchführung eines Verfahrens 
durch die Strafgerichte. Eine gleichzeitige entsprechende Erwei- 
terung des Strafrahmens in den Fällen, in denen gegen die Vor- 
schriften über die gegebenenfalls erforderliche Gewerbeerlaubnis 
verstoßen wird, erscheint alsdann nicht notwendig, da die Anmel- 
dung des Gewerbes in jedem Falle vorzunehmen ist und ein 
Verstoß dagegen verfolgt werden kann. 

Dem vom Zentralverband des Deutschen Handwerks vertretenen 
Vorschlag, auch die Vergebung von Aufträgen an Schwarzarbeiter 
als Sonderdelikt unter Strafe zu stellen, kann nicht zugestimmt 
werden. In bestimmten, in den besteF-nden Gesetzen vorgesehe- 
nen Fällen ist auch der Auftragsgeber bei Beschäftigung eines 
Schwarzarbeiters straibar (z. B. Betrug, Beihilfe dazu, Steuer- 
gefährdung) oder haftet zivilrechtlich. Abgesehen davon würde 
wegen der unter 2. bereits dargelegten Schwierigkeit der Begriffs- 
abgrenzung eine solche Strafbestimmung nicht nur zu einer nicht 
vertretbaren Unsicherheit und Ungewißheit über die Rechtmä- 
ßigkeit vieler Handlungen im Arbeits- und Erwerbsleben führen, 
sondern auch eine untragbare Belastung des Verwaltungs- und 
Justizapparates verursachen, die in keinem Verhältnis zu einem 
Erfolg in der Schwarzarbeitsbekämpfung stände. 

Es ist beabsichtigt, in der im Stadium eines Entwurfs befindlichen 
Novelle zum Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung eine Vorschrift aufzunehmen, die dem Arbeitgeber 
eine erweiterte Pflicht zur Ausstellung von Arbeitsbescheinigungen 
bei Beschäftigung von arbeitslosen Unterstützungsempfängern 
auferlegt und deren Verstoß unter Strafe stellt. Diese Vorschrift 
soll dazu beitragen, in erhöhtem Umfange den Mißbrauch der 
Mittel der Arbeitslosenversicherung zu verhindern. 

4. Obschon die bestehenden gesetzlichen Vorschriften von den zu- 
ständigen behördlichen Dienststellen bei Kenntnis von Schwarz- 
arbeitsfällen zur Anwendung gebracht wurden, ist ein nachhaltiger 
Erfolg in der Unterbindung der Schwarzarbeit ausgeblieben. Das 
ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß die Feststellung von 
Schwarzarbeitsfällen zumeist auf unüberwindliche Schwierigkeiten 
stößt, zumal die Bedeutung der diesbezüglichen behördlichen Maß- 
nahmen von weitesten Bevölkerungskreisen verkannt wird. Um 
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allein die schwerwiegenden Verstöße ermitteln zu können, wäre 
ein um Vielfaches erweiterter Ermittlungsdienst der Behörden 
notwendig, der mit den Grundsätzen einer sparsamen Verwaltung 
nicht vereinbar wäre. Um mit den gegebenen Mitteln die best- 
möglichste Wirkung zu erzielen, ist es jedoch notwendig, daß im 
weitesten Umfange eine Aufklärung über die Schwarzarbeit und 
die Bedeutung der Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung erfolgt. Eine 
Verbesserung der Maßnahmen dürfte auch dadurch zu erreichen 
sein, daß durch Verwaltungsanordnungen eine Pflicht der betei- 
ligten Behörden, insbesondere der Behörden auf örtlicher und 
bezirklicher Ebene (Arbeits-, Finanz-, Justiz-, Polizei-, Fürsorge-, 
Gewerbeaufsichtsbehörden, Sozialversicherungsträger) zur gegen- 
seitigen Unterrichtung über festgestellte Schwarzarbeit angeordnet 
würde, wobei eine weitgehende Mitarbeit der Verbände, des 
Fiand Werks, der gewerblichen Wirtschaft und der Gewerkschaften 
erwartet werden dürfte. Gegebenenfalls wäre auch die Bildung 
von Ausschüssen auf örtlicher bzw. bezirklicher Ebene, in denen 
die vorerwähnten Behörden und Verbände vertreten wären, sach- 
dienlich. 

Eine Intensivierung der Anwendung der gesetzlichen Vorschriften 
ist anzustreben. Bei den Verwaltungs- und Strafverfolgungsbehördcn, 
sowie bei den Gerichten muß die Vorstellung bekämpft werden, 
daß es sich bei der Schwarzarbeit um Übertretungen oder Vergehen 
handelt, bei denen regelmäßig mildernde Umstände anzunehmen 
seien. Es erscheint nicht angängig, daß meist mühselig eingeleitete 
Strafverfahren wegen Unterschätzung der Bedeutung des Problems 
für die Allgemeinheit und die Volkswirtschaft aus falsch verstan- 
dener Sozialerwägung heraus wegen Geringfügigkeit eingestellt 
werden. Um dieses Vorgehen zu erreichen, sind ein gemeinsamer 
Erlaß der beteiligten Bundesressorts bzw. untereinander abgestimmte 
Erlasse in Vorbereitung, die an die in Frage kommenden Länder- 
verwaltungen gerichtet werden sollen. 

Es muß jedoch noch einmal eindringlichst herausgestellt werden, 
daß allein behördliche Maßnahmen nicht zu dem gewünschten 
Erfolge führen können, wenn nicht die Allgemeinheit und insbe- 
sondere die am Arbeits- und ^Wirtschaftsleben Beteiligten an der 
Bekämpfung der Schwarzarbeit mitwirken. Es dürfte vor allem 
eine Aufgabe der interessierten Verbände sein, durch intensive 
Aufklärung der Öffentlichkeit durch Presse, Film und Funk über 
die Notwendigkeit der Schwarzarbeitbekämpfung beizutragen. 


1 Anlage 


In Vertretung 

Sauerborn 
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Anlage zum Schreiben d. BAM vom 25. April 1951 

- Ila 3 90/51 - 2003.13 * 

Übersicht 

über Gesetze und Verordnungen, 
gegen die bei Schwarzarbeit verstoßen wird. 


Erläuterung der Abkürzungen: 


GewO 
Dritte HVO 

EStG 

UStG 

GewStG 

AO 

RVO 

AVAG 

RFV 

StGB 


Gewerbeordnung 

Dritte Verordnung über den vorläufigen Aufbau des 

Deutschen Handwerks vom 18. Januar 1935 

Einkommensteuergesetz 

Umsatzsteuergesetz 

Gewerbesteuergesetz 

Reichsabgabenordnung 

Reichsversicherungsordnung 

Gesetz über Arbeitsvermittlung und 

Arbeitslosenversicherung 

Reichsfürsorgepflichtverordnung 

Strafgesetzbuch 


Erscheinungsformen 
der Schwarzarbeit 

a) Tätigkeit gewerb- 
licher oder hand- 
werklicher Art unter 
Umgehung der Vor- 
schriften über die 
Gewerbeausübung 


zu beachtende 
Vorschriften 

§14 Absatz 1 
GewO : 

Verpflichtung zur An- 
meldungeines stehenden 
Gewerbebetriebes 


§ t Dritte HVO: 

Voraussetzung zum 
Betrieb eines Hand- 
werks Eintragung in 
Handwerksrolle (gilt 
nicht in US-Zone) 


§ 1 Absatz 1 Güter- 
fernverkehrsgesetz : 

Güterfernverkehr ge- 
nehmigungspflichti g 


§14 Güterfernver- 
kehrsgesetz: 

Tarifunterbietung 


Strafbestimmungen 

§ 148 Absatz 1 
Ziffer 3 GewO: 

Bei Nichtanmeldung 
Geldstrafe bis zu 
150. — DM oder bis 
4 Wochen Haft 

§ IS Absatz 2 
GewO: Polizeiliche 

Verhinderung der Fort- 
setzung eines nicht ge- 
nehmigten Betriebes 

§ 19 Absatz 2 
Dritte HVO: Bei Ver- 
stoß Geldstrafe oder 
Haft 

§ 16 Absatz 3 
Dritte HVO: Polizei- 
liche Verhinderung der 
Fortsetzung eines nicht 
eingetragenen Hand- 
werksbetriebes 

§ 36 Absatz 1 Güter- 
fern Verkehrsgesetz : 

Bei Zuwiderhandlung 
Gefängnis bis zu 3 
Monaten oder Geld- 
strafe ; daneben Ein- 
ziehung des benutzten 
Kraftfahrzeuges 

§ 37 Absatz 1 Güter- 
fernverkehrsgesetz : 

Bei Zuwiderhandlung 
Geldstrafe 
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Baupolizeiverordniingen der Länder; 



Baugenehmigung 

Ordnungs- oder 
Geldstrafen 

b) Tätigkeit handwerk- 
licher oder gewerb- 
licher Art unter 
Verletzung der 
Bestimmungen über 
Entrichtung von 
Steuern, Versiche- 
rungsbeiträgen usw. 



1) zum Schaden des 
Steueraufkommens 

§ 2 EStG: 

Einkommensteuer- 

pflicht 

§ 1 UStG: 

Umsatzsteuerpflidit 

S 396 Absatz 1 AO: 

Steuerhinterziehung - 
Gefängnis, daneben 
Geldstrafe 

2) mit den Merkma- 
len der Schädigung 

S 2 GewStG: 
Gewerbesteuerpflicht 

§ 38 EStG: 

Verpflichtung des 
Arbeitgebers zur Ein- 
behaltung und Abfüh- 
rung der Lohnsteuer 

S 402 Absatz 1 AO: 

Steuergefährdung - 
Geldstrafe bis zu 
100000,— DM 

aa) der Sozialver- 
sicherungsträger 

§§ 317, 521 Absatz 1 
RVO: 

Verpflichtung zur 
Anmeldung bei der 
Krankenkasse 

SS 530 Absatz 1 

531 RVO: 
Unterlassung der 
Anmeldung oder der 
Benachrichtigung - 
Ordnungsstrafe in Geld, 
Zahlung bis zum zwei- 
fachen Betrag der 
rückständigen Beiträge 


Krankenordn un g 
der Krankenkasse: 

Tätigkeit wahrend des 
Krankengeldbezuges 

S 529 Absatz 1 RVO: 

Verstöße gegen 
Krankenordnung - 
Strafe . bis zum drei- 
fachen Betrag des 
täglichen Krankengeldes 


§ 1426 RVO: 

Verpflichtung des 
Arbeitgebers zur Ent- 
richtung der Invaliden- 
versicherungsbeiträge 

S 1488 RVO: 

Ordnungsstrafe in GeUt 
und bis zum zwei- 
fachen der rück- 
ständigen Beiträge 
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§ 537 RVO: 

Anmeldepflicht bei der 
Berufsgenossenschaft 

§ 909 RVO: 

Ordnungsstrafe 


§ 750 RVO: 

Abgabe des 
Lohnnachweises 

§ 908 RVO: 

Bei Abgabe unrichtigen 
Lohnnachweises - 
Ordnungsstrafe 

bb) der Arbeitslosen- 
versicherung 

§ 176 AVAVG: 

Verpflichtung für Ar- 
beitslosenunterstüt- 
zungsempfänger zur 
Anzeige entlohnter oder 
selbständiger Arbeit 

§ 259 Absatz 1 
AVAVG: 

Ordnungsstrafe bis zu 
100,— DM 


§ 170 Absatz 2 
AVAVG: 

Pflicht des Arbeitgebers 
zur Ausstellung einer 
Arbeitsbescheinigung 
auf Verlangen 

§ 259 a AVAVG: 

Vorsätzliche 

Falsch ausstellung - 
Geldstrafe oder 
Gefängnis bis zu 

3 Monaten, bei Fahr- 
lässigkeit Geldstrafe 


§ 171 AVAVG: 
Auskunftspflicht durch 
Privatpersonen 

§ 260 a AVAVG: 
Vorsätzliche falsche Er- 
teilung der Auskunft - 
Geldstrafe oder Gefäng- 
nis bis zu 3 Monaten, 
bei Fahrlässigkeit 
Geldstrafe 

cc) der öffentlichen 
Fürsorge 

§ 27 Absatz 1 RFV: 

Auskunfspflicht der 
Arbeitgeber 

§ 27 Absatz 3 RFV: 

Auskunftsver- 
weigerung - Ordnungs- 
strafe bis zu 150, — DM 

dd) bei Mißbrauch der 
Mittel der Sozial- 
und Arbeitslosen- 
versicherung sowie 
der öffentlichen 
Fürsorge 


ggf. StGB, insbesondere 
Betrug u. Beihilfe dazu. 


7 



